Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3786 


Sachgebiet 402 


Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung mietpreisrechtlicher Vorschriften in der 
kreisfreien Stadt München und im Landkreis München 
sowie in der Freien und Hansestadt Hamburg 

[Gesetzentwurf der Abgeordneten Staak (Hamburg), 
Schmidt (München), Dr. Apel, Hansing, Grobecker, Batz 

und Genossen] 


A. Problem 

Für die Bereiche der Freien und Hansestadt Hamburg, der 
kreisfreien Stadt München und des Landkreises München ist 
die Mietpreisbindung für Altbauwohnungen mit weniger als 
sechs Wohnräumen einschließlich Küche zuletzt durch Gesetz 
vom 18. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 786) bis zum 31. Dezem- 
ber 1972 verlängert worden. Die Gründe, die damals zu der 
befristeten Verlängerung der Mietpreisbindung geführt haben, 
gelten auch heute noch fort. Trotz verstärkter Bemühungen von 
Bund und Ländern um die Förderung des Wohnungsbaus und 
einem Ansteigen der Zahl der neu fertiggestellten Wohnungen 
in den Jahren 1971 und 1972 ist der Wohnungsmarkt in Ham- 
burg und München noch bei weitem nicht ausgeglichen. Infolge 
der überstarken Nachfrage — insbesondere nach preisgünsti- 
gen — Wohnungen in diesen Bereichen würde ein Auslaufen 
der Mietpreisbindung am 31. Dezember 1972 zu nicht zu ver- 
tretenden Mietpreisforderungen seitens der Vermieter führen. 
Es muß vom Gesetzgeber geregelt werden, daß sich das grund- 
sätzlich gerechtfertigte Verlangen der Vermieter nach Miet- 
erhöhungen in einem vertretbaren Rahmen bewegt. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht eine weitere Verlängerung der Miet- 
preisbindung für Altbauwohnungen in Hamburg und München- 
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Stadt und -Land um zwei Jahre bis zum 31. Dezember 1974 
vor. Dem Hauseigentümer wird zugestanden, die Mieten für 
diesen Zeitraum um bis zu 10 v. H. der Grundmiete vom 31. De- 
zember 1972 zu erhöhen. In begründeten Ausnahmefällen soll 
auch eine darüber hinausgehende Erhöhung zugelassen werden. 


C. Alternativen 

keine 


D, Kosten 

Für den Bund entstehen keine Kosten. 
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Antrag 

der Abgeordneten Staak (Hamburg), Schmidt (München), 
Dr. Apel, Hansing, Grobecker, Batz und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung mietpreisrechtlicher Vorschriften in der kreis- 
freien Stadt München und im Landkreis München sowie in der 
Freien und Hansestadt Hamburg 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Zweiten Bundesmietengesetzes 

Das Zweite Bundesmietengesetz vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung mietpreisrechtlicher und 
wohnungsrechtlidier Vorschriften in der Freien und 
Hansestadt Hamburg sowie in der kreisfreien Stadt 
München und im Landkreis München vom 18. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 786), wird wie folgt ge- 
ändert: 

§ 18 erhält folgende Fassung: 

„§ 18 

(1) Dieses Gesetz tritt in der kreisfreien Stadt 
München und im Landkreis München sowie in der 
Freien und Hansestadt Hamburg mit Ablauf des 
31. Dezember 1974 außer Kraft. Gleichzeitig treten 
außer Kraft: 

1. das Erste Bundesmietengesetz; 

2. das Dritte, das Vierte, das Siebente und das 
Achte Bundesmietengesetz; 

3. die mietpreisrechtlichen Vorschriften des Ersten 
und des Zweiten Wohnungsbaugesetzes mit Aus- 


nahme der §§ 87 a, 88 b, 111 und 115 a des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes; 

4. die Altbaumietenverordnung vom 23. Juli 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 549), zuletzt geändert durch 
die Verordnung zur Änderung der Altbaumieten- 
verordnung vom 25. Juli 1963 (Bundesgesetzbl. I 

S. 529); 

5. sonstige mietpreisrechtliche Vorschriften, soweit 
sie bis zu dem nach Satz 1 maßgebenden Zeit- 
punkt noch gelten. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes zur Sicherung 
der Zweckbestimmung von Sozialwohnungen (Woh- 
nungsbindungsgesetz 1965 — WoBindG 1965) in der 
Fassung vom 28. Januar 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 93) und der Neubaumietenverordnung 1970 
(NMW 1970) vom 14. Dezember 1970 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1660) bleiben unberührt." 

Artikel 2 

Achtes Bundesmietengesetz 

§ 1 

Mieterhöhung 

(1) In der kreisfreien Stadt München und im 
Landkreis München sowie in der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg darf bei preisgebundenem Wohn- 
raum, der bis zum 20. Juni 1948 bezugsfertig gewor- 
den ist, die am 31. Dezember 1972 preisrechtlich zu- 
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lässige monatliche Grundmiete vom 1. Januar 1973 | 
an bis zu 10 vom Hundert erhöht werden. Der Ver- ; 
mieter kann die auf die Mieterhöhung gerichtete j 
Erklärung vom 1. Januar 1973 an abgeben, späte- j 
stens jedoch bis zum 31. Dezember 1973. 

(2) Grundmiete im Sinne des Absatzes 1 ist die 
preisrechtlich zulässige Miete nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1972 abzüglich folgender in ihr 

enthaltener Beträge: 

■ 

1. Umlagen für Wasserverbrauch, 

2. Kosten des Betriebes der zentralen Heizungs- 
und Warmwasserversorgungsanlagen, 

3. Umlagen für laufende Mehrbelastungen seit dem 
1. April 1945, 

4. Untermietzuschläge, 

5. Zuschläge wegen Nutzung von Wohnraum zu 
anderen als Wohnzwecken, 

6. Mieterhöhungen für Wertverbesserungen nach 
§ 12 der Altbaumietenverordnung. 

Die in Satz 1 genannten Beträge dürfen neben der 
nach Absatz 1 erhöhten Grundmiete erhoben wer- 
den. 

§ 2 

Mieterhöhung auf Grund einer Ertragsberechnung 

(1) Weist der Vermieter nach, daß die nach § 1 
erhöhte Grundmiete wesentlich unter der nach einer 
Ertragsberechnung errechneten Miete bleibt, so hat 
die Preisbehörde eine entsprechende Mieterhöhung 
zu genehmigen. Der Antrag kann vom 1. Januar 
1973 an gestellt werden. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zur Ausführung des Ab- 
satzes 1 Vorschriften zu erlassen über die Ertrags- 
berechnung und das Genehmigungsverfahren, ins- | 
besondere über 

a) die Ermittlung und Anerkennung der Kapital- 
und Bewirtschaftungskosten und die hierfür zu- 
lässigen Ansätze einschließlich der Bewertung 
der Eigenleistung (laufende Aufwendungen); 

b) die Ermittlung und Anerkennung der an laufen- 
den Aufwendungen gegenüberzustellenden Er- 
träge; 

c) die Wohnflächenberechnung. 


§ 3 

Ausschluß von Mieterhöhungen 

Die §§ 1 und 2 gelten nicht 

für Wohnraum, der nach seiner Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse offensichtlich nicht genügt, ins- 
besondere wegen ungenügender Licht- und Luft- 
zufuhr, wegen dauernder Feuchtigkeit oder we- 
gen unhygienischer oder unzureichender sani- 
tärer Einrichtungen; 

2. für Kellerwohnungen, Bunkerwohnungen, Ba- 
racken, Wohnungen in Behelfsheimen, Nissen- 
hütten und sonstige behelfsmäßige Unterkünfte 
sowie für Wohnraum, dessen weitere Benutzung 
aus bauordnungsrechtlichen Gründen oder auf 
Grund von Anordnungen der Wohnung sauf sicht 
und Wohnungspflege wegen baulicher oder son- 
stiger Mängel untersagt ist. 

§ 4 

Entsprechende Anwendung 

Die §§ 8 bis 11 und 12 Abs. 1 Satz 1 des Dritten 
Bundesmietengesetzes vom 24. August 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 969, 971), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Fortführung des sozialen Wohnungs- 
baues (Wohnungsbauänderungsgesetz 1968 — Wo- 
BauÄndG 1968) vom 17. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. T 
S. 821, 828) gelten entsprechend. 


Artikel 3 

Schlußvor Schrift 


§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1973 in Kraft. 


Bonn, den 15. September 1972 


Staak (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Dr. Apel 
Hansing 
Grobecker 
Batz 
Anbuhl 

Dr. Arndt (Hamburg) 
Berkhan 


Bredl 

Corterier 

Engholm 

Folger 

Glombig 

Gnädinger 

Henke 

Heyen 

Killat-von Coreth 


Marx (München) 

Dr. Meinecke (Hamburg) 
Dr. Nölling 
Pawelczyk 
Tallert 
Urbaniak 
Wende 
Wiefel 
Zander 
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Begründung 


Für die Bereiche der Freien und Hansestadt Ham- 
burg, der kreisfreien Stadt München und des Land- 
kreises München ist die Mietpreisbindung für Alt- 
bauwohnungen mit weniger als sechs Wohnräumen 
einschließlich Küche zuletzt durch Gesetz vom 
18. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 786) bis zum 
31. Dezember 1972 verlängert worden. Die Gründe, 
die damals zu der befristeten Verlängerung der 
Mietpreisbindung geführt haben, gelten auch heute 
noch fort. Trotz verstärkter Bemühungen von Bund 
und Ländern um die Förderung des Wohnungsbaus 
und einem Ansteigen der Zahl der neu fertiggestell- 
ten Wohnungen in den Jahren 1971 und 1972 ist der 
Wohnungsmarkt in Hamburg und München noch bei 
weitem nicht ausgeglichen. 

Bereits bei den Beratungen des Kündigungsschutz- 
gesetzes im Ausschuß für Städtebau und Wohnungs- 
wesen wurde von den Abgeordneten Staak (Ham- 
burg), Schmidt (München) und Heyen am 24. Juni 
1971 zu Protokoll gegeben, daß die im Kündigungs- 
schutzgesetz vorgesehene „ortsübliche Vergleichs- 
miete" nicht als ein ausreichendes Äquivalent zur 
preisgebundenen Miete angesehen werden kann. 
Für die Altbaumieter in Hamburg und München be- 
deutet das Kündigungsschutzgesetz vom 25. Novem- 
ber 1971 somit keine Verstärkung ihrer Rechtsposi- 
tion, sondern — da die Mieter vom weitergehenden 
Schutz der Mietpreisbindung ausgehen — , nach 
deren Wegfall eine Verschlechterung. Ein Auslaufen 
der Mietpreisbindung zum 1. Januar 1973 würde 
trotz des Kündigungsschutzgesetzes wahrscheinlich 
zu unvertretbaren Mieterhöhungen führen, da die 


Mieter in der Regel aus Furcht vor einem gericht- 
lichen Verfahren die Zustimmung zu einer Erhöhung 
des Mietzinses auch dann nicht verweigern werden, 
wenn ein höherer als der vergleichbare Mietzins 
gefordert wird. Diese Verhaltensweise ist um so 
w^ahrscheinlicher, als das Kündigungsschulzgesetz 
bereits ein Jahr nach dem gegenwärtigen Schluß- 
termin der Mietpreisbindung seine Gültigkeit ver- 
liert. 

Auf Grund der andauernden Verdichtung in den 
Ballungsräumen Hamburg und München ist es bis- 
her nicht gelungen, das fundamentale Ungleichge- 
wicht auf den Wohnungsmärkten zu beseitigen. An- 
gesichts des unverändert hohen Mietniveaus in 
Hamburg und München stellt die Verlängerung der 
Mietpreisbindung eine notwendige regionalpoli- 
tische Maßnahme zur Sicherung etwa gleichartiger 
Lebensverhältnisse auf dem Sektor Wohnen in der 
Bundesrepublik dar. 

Eine Konsolidierung der Situation am Wohnungs- 
markt ist nur über die Bereitstellung mietgünstiger 
Neubauwohnungen möglich. Solange ein fundamen- 
tales Marktungleichgewicht besteht, ist es Aufgabe 
der Wohnungspolitik, die Marktstellung der Mieter 
durch eine angemessene Verstärkung ihrer Rechts- 
position abzusichern. Mit der Gewährung einer 
generellen Mieterhöhung für den Zeitraum der 
Jahre 1973 und 1974 um 10 ®/o, sowie einer darüber 
hinausgehenden Erhöhung auf der Grundlage einer 
Ertragsberechnung wird einerseits den Interessen 
der Vermieter Rechnung getragen, andererseits un- 
gerechtfertigt hohen Mieterhöhungen vorgebeugt. 
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